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Betreff:

Integrationsbeauftragte in den Ortsbeiräten
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 18.01.2012 -  

Antragstext:

Der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in der Landeshauptstadt Wiesbaden beträgt 
gut 32 Prozent. Um die Probleme dieser Menschen frühzeitig erkennen und lösen zu können 
empfiehlt es sich, auch vor Ort in den Stadtbezirken einen breiteren Fokus auf 
integrationspolitische Belange zu legen. Durch die Einrichtung von ehrenamtlichen 
Integrationsbeauftragten soll diese Herausforderung besser bewerkstelligt werden können. Diese 
Integrationsbeauftragten sollen in den jeweiligen Ortsbeiräten analog zu den 
Stadtteiljugendbeauftragten auf freiwilliger Basis benannt werden.  

Die Stadtverordnetenversammlung möge daher beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,

 den Ortsbeiräten die Benennung von Integrationsbeauftragten auf freiwilliger Basis zu 
empfehlen. 

 Hierzu auch die Mitglieder des Ausländerbeirates, die im jeweiligen Ortsbezirk wohnen 
anzufragen.

Die Integrationsbeauftragten

 müssen nicht zwingend Mitglied im Ortsbeirat sein,
 sollen, analog zu den Stadtteiljugendbeauftragten, im Ortsbeirat Rederecht bei 

integrationspolitischen Themen bekommen und Handlungsempfehlungen aussprechen 
dürfen.

Vom Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration in Zusammenarbeit mit 
dem Ausländerbeirat, der Verwaltung und den gewählten Integrationsbeauftragten wird ein 
Leitfaden erstellt, der zur Erleichterung der Arbeit dienen soll.  

Ansprechpartner für die Integrationsbeauftragten sind der Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung, und Integration, der Ausländerbeirat sowie das Amt für Zuwanderung und 
Integration.
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